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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.09.1978 

Geschäftszahl 

1791/77 

Rechtssatz 

Werden in einer Beschwerde Bescheide angefochten, die zwar in EINER Ausfertigung zusammengefaßt worden, 
jedoch in verfassungsrechtlich getrennten Vollzugsbereichen ergangen sind (werden also inb die in einer 
Ausfertigung erg Bescheide einerseits des Landeshauptmannes auf dem Gebiet des Kraftfahrrechtes und 
andererseits der Landesregierung auf dem Gebiet der Straßenpolizei angefochten), so ist die Frage des 
Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) jedenfalls gem § 52 Abs 1 VwGG 1965 (idF 316/1976) so zu beurteilen, 
wie wenn jeder der Bescheide in einer gesonderen Beschwerde angefochten worden wäre. 

Beachte 

Abgehen von Vorjudikatur (demonstrative Auflistung): 

1505/74 B 15. September 1976 VwSlg 9122 A/1976 RS 1; 

(RIS: abgv) 

Abgegangen hievon mit verstärktem Senat (demonstrative Auflistung): 

2261/77 B VS 3. Juli 1979 VwSlg 9901 A/1979 RS 2; 

(RIS: abwh) 


